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.

FürdieErhaltungdesStefansturmes.DerFinanzausschussdesGemeindera-¬
On10S5gesternnacheinemReferatdesOR. Hiess,dassdieGemeindetes

Wienfür die ErhaltungdesStefansturneseinenBetragvon25Millienen
widmet.

3561Faschingsveranstaltungen.DerabgelaufeneFaschinghateinenRekord
anFestengebracht .ImJahre1921wurdenbeimWienerMagistrate2782
Einzelfesteangemeldet .ImVorjanrzeigtesich ein kleinerRückgang,
die Ziffer betrug2579 .Heuerist eineZunahmeumnahezu1000Veranstal-¬
tungen zu verzeichnen .Da die Tanzlust bekanntlich auch keineswegsmit
demAschermittwochihr Endeerreicht ,vielmehrvonunausgesetztRedouten,
BälleundKränzchenstattfinden ,se ist es nicht ausgeschlossen ,dass
nochder Viertausender erreicht wird .Denstädtischen Finanzenkommtdie - ¬

Vergnügungsstchtganzgutzustatten .ImJahre1921betrugendieEin¬
nahmenan Lustbarkeitsabgabekaum4 MillionenKronen ,imJahre 1922»

hezu42Millionen ,heuerbisher1196MillienenKrenen,wobeial-¬
leidings die Wertänderung unserer Valuta berücksichtigt werden muss .Die

FestemitdengrösstenEinnahmenwarendieModsredeute,dieCaligari-¬
Redeuteundder BödeBuben- Ball ,die an Abgabezwischen83 und24Millio -¬
nenKroneneinbrachten .DieAbrechnungüberdie Volkstheater -Redouteist
nochausständig.Mindergutist dasErgebnisderSpeisenundGetränkeab-¬
gabe ,die gesendertvonder Lustbarkeitsabgabezu entrichten ist .Während

Verjehreauf denRedoutenundBällennechsehrviel champanisiertwur¬
gingesheuerschonvielsoliderzuundeskem-sogerSodsmitdit

beer wieder zu Ehren .Jedenfalls hat sich gezeigt ,dass der sopomphaft
mit Umzugund Demonstrstionsversammlungangekündigte„ Boykott “derVer- ¬

anstaltungenganzundgar nicht zu Standegekommenist unddieGemeinde
sehrgutdarangetanhat ,aufdieMilliardeneinnahmeausderLusbarkeits
abgsbenichtzuverzichten ,die sie sichsonstdurchdie Belastungder

Produktienhätte holenmüssen.

DieHaltungderBundesregierunggegenüberderGemeindeWiengInderheuti-¬
gen Sitzung des Stadtsenates kam es zu einer erregten Auseinandersetzung
überdie feindseligeHaltungder BundesregierunggegenüberderGemeinde
Wien .DenAnlsedazuboteinvonMagistratdirektorDr. Hartlerstattetes
Beferat ,demzufolgedie Kanalräumungsgebührfür denMonstFebruardurch

vomLandtageine Verordnunggeregelt werden müsse ,dadas
beschlossene Gesetz über die Kanalräumungebenso wie dies mitmehreren
anderenLandesgesetzenderFallwarseit längererZeitunerledigtbei
derBundesregierungliege .DiesesVerhaltenderBundssregierungwurde
in Zwischenrufenseitens der Mehrheitdes Stadtsenates als Sabotagebe- ¬
zeichnet .Die Opposition erklärte demgegenüber ,dass solcheVorwürfe

begründetwerdenmüssten.
StR. Breitnerführtedaraufhinfolgendesaus :Ichbin - inderLage

denvollgültigen Beweisdafür zu erbringen ,dass die RegierungderGe- ¬

meindeWiengegenübernichtblossSabotagetreibt ,sonderndieihrzu¬
stehende achtwöchentliche Einspruchsfrist gegen Landesgesetze sogar zupo
litischenErpressungenmissbraucht.IchhabeEndeDezemberdenBundesmi¬
nister Dr . Kienböck aufgesucht um mit ihm über die Flüssigmachung der vom

Nationalratbewilligtenundan Wiennochnicht ausbezahltenVorschüsse
zu sprechen .Bei diesen Anlasshabeich ihn darauf aufmerksamgemacht,
dass die Gemeindein stärkerem Masse mit ihren eigenen Mitteln auskom¬
menkönnte ,wenndie demkandtagvorliegendenGesetzeüberdieErhöhung
derAutomobil-Hauspersonal-undKozessionsabgeberascherledigtwerden

würden./Dr.KienböckgabdiebindendeZusage,dieseVorlagenmitgrösster
beschleunigung zu erledigen .Diese Zusage hat Herr Dr .Kienböck nicht er - ¬

geschah diesfüllt ;undzwarunteraudrücklichemHinweisaufdieinzwischenvonder
WienerLandesregierungerhobeneVerfassungsgerichtshofbeschwerdegegen
dieZollverordnungderRegierung.HerrDr. Kienböckist auchin einerSit-¬
zungdes Bundesratesan denHerrnBürgermeisterherangetretenundhat

hhierdieErledigungderGesetzeineinenZusammenhangmitdemVer-¬
zicht der Gemeindeauf ihte gegendie ZollverordnungerhobeneAnklagege- ¬
bracht .ErstnachwiederholtemDrängenundnachdemdieachtwöchentliche
Frist schonzumgrösstenTeil verstrichenwar ,nachdemich auchauf
einer Länderkonferenzin s chräfster WeisegegendiesenVorgangprote -¬

ssiert hatte ,wurdendie drei Gesetze ,wie vorauszusehenwargohneje - ¬
densachlichenEinwendgutgeheissen .In einemähnlichenFallehanin
derletztenSitzungdesBundesratesMinisterDr .GrimmgegenüberdenHer-¬
ren VizebürgermeisterEmmerlingund Stadtrat Speiser daraufhingewiesen
dassdie derzeit bei der RegierungerliegendenWienerGesetze- eshan¬
delte sich diesmal . s .umdasnochimmerunerledigteWohnbausteuergeset

in derFragegutgeheissenwürden,wenndieSozialdemokratenihreHaltung
der zur BerstungstehendenSteuerfreiheit fürWeihnachtsrenumera-¬

tionenändernwürdenDiesesOffertwurdeselbstverständlichentschieden
abgelehnt.Ichglaube ,dassdamitdervollgültigeBeweiserbrachtist ,
dassdie RegierungeinRecht ,dassihr die VerfassunglediglichzurWah-¬
rungsolcherBundesinteresseneinräumt ,die durchdie fraglichenLandes-¬
gesetzeselbstirgendwiebeeinträchtigtwerdenkönnten ,einfachdazu
benützenwill ,umpolitische Geschäftezu machen ,ja ,dassmanmitvol-¬
lemFugundRechtvompolitischen Erpressungensprechenkann .Es ist seh
bedsuerlich ,dasseinesolcheTaktikhiervonderOppositionnochgebil:
ligt anstattdasssichalle WienerGemeinderäteohneUnterschied
derParteigegendieSchädigungderWienerInteressenzurWehrsetzen
würden . Esunterliegt wohlkeinemeweifel ,dass die Bundesregierunges
nichtwagenwürde ,etwaTiroloderVoraktbergso zubehandeln ,wiesis

gegenübe :Wientut .
StRSpeiserführteeineReiheweitererFällean ,indenendieIn-¬

teressen der Gemeindedurch die gegenwärtige Regierung undinsbesondere

durchjenenMinisterdie zugleichGemeinderätederStadtWiensind ,
in schwersterWeiseverletzt wurden .Sosei dies durchden Ministerund
GemeinderatVaugoingeschehen ,derdie GemeindezurRäumungeinerfü
für denBundhöchstentbehrlichenGaragezwinge ,diemiteinemAufwand
von200Millionenin eineReitschulerückverwandeltwerdensolle ,
währendgleichzeitig andere Reitschulen in privatem Besitz belassenwer- ¬
den oder ,wis dies kürzlich erst mit einer geschah ,in ein Kinoumgewan¬
delt werde .DiechristlichsozialeRegierunghabeauchstets denanderen
Bundesländernlie Vorschüsse viel früher und in viel reichlicherem Aus¬

massgegeben ,als demLandeWien.
StR Neber brachte die höchst ungerechte Behandlung Wiens bei der

Verteilungder staatlichenWohnbaukreditezur Sprache .DerBundesmini-¬
ster undGemeinderatSchmitzhabe ,als er beiderVerteilungdesdrit -¬
tenKreditsplötzlichdieQuoteWiensvon40auf28 %herabtetzwe,der
GemeindeWienMilliardenentzogenunddadurchdenWohn-undSiedlungsbau
in Wienaufdasschwerstegeschädigt

VB.Hosserklärte,dassdieseDifferenzensehrbedauer
und bezeichnete es als notwendig ,im Wageeiner Aussprache zwischenLan¬
desregierungundBundesregierungzu einer UeberbrückungdieserDifferen -

ichscien ,

zenzukommen
StR .Rummelhardt( chr . soz. )meinte ,dasswenndieLande

BunddiesefeindseligeGesinnungvoraussetze ,sie ihreGes
rechtzeitigverabschiedenmüsse ,dasstrotzder
lichenEinspruchefristihre Interessennichtgeschädgigtvorden.

regierungtin
tze ebenso
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MagistratsdirektorDr .Hartl stellte demgegenüberfest ,dassdies
invielenFällentechnischunmöglichsefundinsbesonderebeimWohnbau-¬
steuergesetz und Kanalräumungsgesetznicht geschehenkonnte ,weildas
Mietengesetz ,das die Grundlagedieser beiden Gesetze bildet ,vomNa- ¬
ticnalrat erst am15Dezemberverabschiedetwurde.

Bgm. BeumannführtezumSchlusseaus ,dassleideranderfeindseligen
HaltungdesRegierunggegenüberder GemeindeWienkeinZweifelbestehen
könneunddassdievorgebrachtenBeispieledenVorwurfderSabotageund
sogar den der Unzulässigen Pressionen rechtfertigen .Dies sei umsobe - ¬

dauerlicher ,als dieGemeindeWienals dassteuerkräftigsteLandalles
Rechtaufeine andereBehandlunghätte .Esist sicher ,dass
geradediein WiendurchgeführteSanierungderGemeindefinanzendieAuf-¬
gabederRegierung,imAuslandKreditefürOesterreichzuerlangen,sehr
erleichtertDeshalbmüsseer es tief bedauern ,dassdieGemeinde
Wienbei der Bundesregierunganstatt besondererUnterstützungbesondere
Gehössigkeitfinde .

DieEheberatungsstellederGemeindeWien.DfeBeratungsstundenderEhe-¬
beratungsstellederGemeindeWienfindenvonnunabzweimalwöchentlich
undzwarDienstagundFreitagvon5bis6UhrabendsimstädtischenWohl-¬
fahrtsamte ,I,Rathausstrasse9statt .

DieVolkszählung.EinesoebenerschieneneKundmachungdesMagistratsax
regeltdieDurchführungderVolkszählung.Siebestimmt,dassam6 .MärzderHlauseigentümerdieZählpapiereanalleFarteienzuverteilenhabe.
Am. MärzhatderWohnungsinhaberdieZählpapierenachdemStandeder
Mitternachtstundevom7aufden8 .Wärz1923vollständigundrichtigaus¬
zufüllenhabe.NurdieBeantwortungderinderWohnungsbeschreibungunter
Punkt6 und7 gestellten Fragenüber MietzinsundMietzinsabgabekannun¬
terbleiben.Am10,MärzhatderHauseigentümerdieZählpapiereeinzusam-¬
meln ,sie aufihreVollständigkeitzuüberprüfenunddenHausbogenanzu-¬
legen.Siesindsodannbisspätestens15MärzandiezuständigeBezirks-¬
zählsektionabzuliefern .WersichderVolkszählungentziehtoderunwahre
Angabenmacht ,ist strafbar .ZurWahrungvonFamiliengeheimnissenistes
denWohnungsinnabernjedochgestattet ,dieZählpapiereunmittelbarbei
derBezirkszählsektionabzugeben.IndiesemFallemüssensie dieihnen
vonderSektionausgestellteEmpfangsbestätigungdemHauseigentümerüber-¬

geben .
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